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A. Einführung

Mittels der Gewährleistung von Transparenz und Nachvollziehbarkeit wird das Ver-

trauen der Bürger in staatliche Aktivitäten erhöht. Informationszugangsfreiheit kann

sich mithin als akzeptanzfördernd erweisen. Dies hilft der Verwaltung bei der Aufga-

benerfüllung. Abschottung und Geheimhaltung erwecken hingegen Misstrauen und

erschweren die demokratische Willensbildung der Bürger, die insoweit auf einen freien

Informationszugang angewiesen ist.

1

Ein wesentliches Hilfsmittel zur Herstellung von

Transparenz ist heute das Internet.

2

Das Internet beschleunigt den Informationsfluss

und schafft neue Möglichkeiten der Informationsverbreitung. Allerdings ist bereits an

dieser Stelle darauf aufmerksam zu machen, dass der Zugang zu staatlichen Informati-

onen nicht grenzenlos gewährleistet werden kann, weil dies etwa eine freie und unbe-

einflusste Entscheidungsfindung innerhalb der Verwaltung unmöglich machen würde.

Der drohende Einblick in Entscheidungsfindungsprozesse kann dazu führen, dass

überhaupt nicht mehr entschieden wird. Es bestünde also die Gefahr eines „Läh-

mungszustandes“. Zudem muss Transparenz auch unter Geltung des Grundgesetzes

immer dann in Grenzen gewiesen werden, wenn Grundrechte Dritter berührt sind,

etwa weil personenbezogene Daten übermittelt werden sollen und mithin das Grund-

recht auf informationelle Selbstbestimmung betroffen ist.

Hinsichtlich der rechtlichen Determinanten des „transparenten Staates“ weist Gusy

zutreffend darauf hin, dass nach der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland

am ehesten eine „limitierte Öffentlichkeit“ hergestellt wird.

3

Mittels der Regelungen

über die Informationszugangsfreiheit kann vollumfassende Transparenz also nicht ge-

schaffen werden. Einerseits setzt der Zugang zu staatlichen Informationen einen An-

trag des Interessenten voraus und andererseits muss dieser zunächst bewilligt werden.

Erst dann wird der betreffende Vorgang transparent.

4

Die die Informationszugangs-

freiheit prägende Beziehung zwischen Antragsteller und Behörde belegt zudem, dass

das durch Informationszugangsgesetze gewährleistete Rechtsverhältnis nur „relativ“

ist.

5

Dass es dem Informationsempfänger freisteht, die erhaltenen Informationen zu

veröffentlichen

6

, wird seitens der Behörden mitunter unter Verweis auf Urheberrechte

1 Vgl. Gusy, DVBl 2013, 941, 942: „Der demokratische Rechtsstaat ist ein informierender, kommunizieren-

der und diskutierender Staat.“

2 Vgl. Heckmann, in: jurisPK-Internetrecht, Kap. 5 Rn. 19; Gusy, DVBl 2013, 941, 943.

3 Vgl. Gusy, in: Dix/Franßen/Kloepfer u. a., Informationsfreiheit und Informationsrecht, 2016, S. 2 ff.; Gusy,

DVBl 2013, 941, 942.

4 Gusy, DVBl 2013, 941, 944: „Das Gesetz geht demnach davon aus, dass eben noch nicht Alles transparent

ist, wohl aber Vieles transparent werden kann.“

5 Gusy, DVBl 2013, 941, 944.

6 Gusy, DVBl 2013, 941, 944. Es könnte daher in Erwägung gezogenen werden, einen erfolgreichen Informa-

tionszugangsanspruch mit einer Veröffentlichungspflicht zu verbinden. Gusy weist in diesem Zusammen-

hang auf die Veröffentlichungspflicht (Parlamentsdrucksachen) im Rahmen der Wahrnehmung parlamenta-

rischer Kontrollrechte hin.

3
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bestritten. Die Erfüllung von Ansprüchen nach den Informationsfreiheitsgesetzen ist

mithin auch klar von der behördlichen Öffentlichkeitsarbeit zu unterscheiden.

7

Die Wahrnehmung von Aufgaben nach den Informationsfreiheitsgesetzen ist im Ergeb-

nis nur ein Schritt auf dem Weg zur Herstellung weitreichender staatlicher Transpa-

renz. Ein weiterer Schritt sind bspw. Initiativen auf dem Gebiet von Open Government

Data, wie sie gegenwärtig etwa in dem Entwurf eines „Open Data-Gesetzes“ ihren

Ausdruck finden. Die Erfahrungen der Praxis belegen, dass bereits die Gewährleistung

einer gesetzeskonformen Informationszugangsfreiheit zuvorderst auch einen Bewusst-

seinswandel der Verwaltung erfordert.

8

Informationsfreiheitsgesetze sind auch als Auf-

trag an staatliche Stellen zu verstehen. Hieraus ergibt sich einerseits, dass Mitarbeiter

im Sinne der Informationsfreiheitsgesetze zu schulen sind. Anderseits sind staatliche

Stellen aber auch verpflichtet, ausreichend räumliche, sachliche, personelle und organi-

satorische Mittel bereitzustellen, damit ein reibungsloser Informationszugang gewähr-

leistet werden kann.

9

Daran fehlt es in der Praxis leider noch allzu oft.

I. Informationsgesellschaft

In der Informationsgesellschaft, in der wir heute leben, gewinnen Informationen zu-

nehmend an Bedeutung. Informationen sind ein „Rohstoff“ für staatliche Stellen, Un-

ternehmen und den Einzelnen.

10

Personenbezogene Informationen werden sozusagen

als Ware und Währung gehandelt.

11

Die Bedeutung des Zugangs zu Informationen

lässt sich verdeutlichen, wenn man sich vergegenwärtigt, dass sie die Basis jedes Wis-

sensgewinnes sind.

12

Kommunikation ohne Informationsaustausch ist nicht vorstell-

bar.

13

In verfassungsrechtlicher Hinsicht ist von Bedeutung, dass Informationen zum

öffentlichen Meinungsbildungsprozess beitragen und mithin Grundlage eines demo-

kratischen Staatswesens sind.

14

Die Schaffung gesetzlicher Grundlagen zur Verbesse-

rung des freien Informationszuganges verfolgt mithin einen legitimen Zweck.

15

II. Informationsabhängigkeit

Hinsichtlich der durch Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleisteten Informationsfreiheit

hat das Bundesverfassungsgericht darauf hingewiesen, dass es zu den elementaren Be-

dürfnissen des Menschen gehört, „sich aus möglichst vielen Quellen zu unterrichten,

das eigene Wissen zu erweitern und sich so als Persönlichkeit zu entfalten. Zudem ist

in der modernen Industriegesellschaft der Besitz von Informationen von wesentlicher

Bedeutung für die soziale Stellung des Einzelnen.“

16

Nur wer über die erforderlichen

7 Gusy, DVBl 2013, 941, 945; diese richtet sich nämlich von vornherein an sämtliche Bürger und nicht nur

einen Antragsteller.

8 Vgl. Gusy, DVBl 2013, 941, 948; zur Vereitelung des Anspruchs auf Informationszugang durch eine Be-

hörde Wiebe/Ahnefeld, CR 2015, 127, 134; siehe auch http://www.heise.de/newsticker/meldung/Bundes-

tag-will-Informationsfreiheit-nicht-im-Grundgesetz-verankern-1846346.html [zuletzt aufgerufen am

22.1.2018].

9 Vgl. BT-Drs. 15/4493, S. 14; Albrecht, AnwZert ITR 4/2014, Anm. 2; vgl. Sydow, NVwZ 2013, 467, 470;

Kloepfer/von Lewinski, DVBl 2005, 1277, 1287 verweisen diesbezüglich auf das Rechtsstaatsgebot.

10 Schoch, IFG, Einl. Rn. 4; vgl. Gusy, in: Bultmann/Grigoleit/Gusy u. a., FS Battis, 2014, S. 501 f.

11 Vgl. Hoeren, WuW 2013, 463; vgl. Bräutigam, MMR 2012, 635.

12 Schoch, IFG, Einl. Rn. 4.

13 Schoch, IFG, Einl. Rn. 4.

14 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 25.2.2008 – 1 BvR 3255/07, juris Rn. 24; Schoch, IFG, Einl. Rn. 4.

15 BVerfG, Beschl. v. 25.2.2008 – 1 BvR 3255/07, juris Rn. 24; Schoch, IFG, Einl. Rn. 4.

16 BVerfG, Beschl. v. 3.10.1969 – 1 BvR 46/65, juris Rn. 28; Schoch, IFG, Einl Rn. 6.
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Informationen verfügt, kann im demokratischen Sinne mitverantwortlich handeln.

17

Der Zugang zu Informationen ist mithin eine Voraussetzung für den Grundrechtsge-

brauch und das demokratische Staatswesen.

18

Allerdings ist nicht nur der Einzelne auf Informationen angewiesen. In der Informati-

onsgesellschaft ist der freie Informationsfluss die Grundlage staatlicher Aufgaben-

wahrnehmung sowie zahlreicher Geschäftsprozesse. Hierbei wird der Austausch von

Informationen zwischen staatlichen Stellen und Unternehmen immer bedeutsamer.

19

Staat und Wirtschaft (aber auch der Einzelne) sind mithin abhängig von im besten

Fall frei zugänglichen Informationen.

20

Eine „Informationsmonopolisierung“ verbie-

tet sich.

21

Mittels der Gewährung eines Informationszugangs kann eine „gerechte In-

formationsverteilung zwischen Staat und Bürger“ ermöglicht werden.

22

Merke:

Die Regelungen über die Informationszugangsfreiheit können als maßgebliche Be-

standteile eines „Informationsverteilungsrechts“ angesehen werden.

23

Beschrän-

kungen, sog. Informationsrestriktionen, ergeben sich u. a. aus den Bestimmungen

über den Daten- und Geheimnisschutz.

24

Informationsbeschaffungsansprüche sieht

das gegenwärtige Recht nicht vor. Entscheidend für die Gewährung des Informati-

onszugangs ist, dass die betroffenen Informationen überhaupt bei staatlichen Stel-

len vorhanden sind.

25

III. Informationszugangsfreiheit

Die gesetzliche Gewährleistung einer Informationszugangsfreiheit ist keineswegs etwas

Selbstverständliches, sondern vielmehr im Zusammenhang mit einer fortschreitenden

Verwaltungsmodernisierung zu sehen.

26

In deren Zuge wurden zunächst der Grund-

satz des Amtsgeheimnisses und später auch das Prinzip der beschränkten Aktenöffent-

lichkeit aufgegeben.

27

Der Grundsatz des Amtsgeheimnisses entspricht der Arkantra-

dition, nach der nicht einmal die Beteiligten eines Verwaltungsverfahrens Zugang zu

den sie betreffenden Akten hatten und mithin der mit geheimem Wissen ausgestatteten

Exekutive weitgehend ausgeliefert waren.

28

Von der im freien Ermessen stehenden

Möglichkeit der Gewährung eines Informationszugangs konnten die staatlichen Stellen

willkürlich Gebrauch machen.

29

Mit den heute geltenden rechtsstaatlichen Grundsät-

zen lässt sich eine solche Verwaltungspraxis freilich nur schwer vereinbaren.

17 BVerfG, Beschl. v. 3.10.1969 – 1 BvR 46/65, juris Rn. 28.

18 Vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 6 und 53, der darauf hinweist, dass die Informationsfreiheitsgesetze mithin

verfassungspolitisch geboten sind, obgleich sie nicht verfassungsrechtlich gefordert werden können; so

auch Roßnagel, MMR 2007, 16, 18; Kloepfer, DÖV 2003, 221.

19 Roßnagel, MMR 2007, 16, 17.

20 Hornung, in: Towfigh/Schmolke/Petersen u. a., Recht und Markt, 2009, S. 76 sieht in Informationen das

herausragende Wirtschaftsgut in der Wissensgesellschaft; Roßnagel, MMR 2007, 16, 17; Kloepfer, DÖV

2003, 221.

21 Roßnagel, MMR 2007, 16, 17.

22 Kloepfer, DÖV 2003, 221, 222 m. w. N. weist darauf hin, dass dies „keineswegs immer Informationsgleich-

heit zwischen beiden bedeuten [muss].“

23 Kloepfer, DÖV 2003, 221, 224.

24 Kloepfer, DÖV 2003, 221, 223 f.

25 Vgl. Kloepfer, DÖV 2003, 221, 230.

26 Vgl. Heckmann, in: jurisPK-Internetrecht, Kap. 5 Rn. 15 ff.

27 Vgl. Wiebe/Ahnefeld, CR 2015, 127; Troidl, Akteneinsicht im Verwaltungsrecht, Rn. 3.

28 Vgl. Lederer, Open Data, 2015, S. 95 f.; vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 21; vgl. Hornung, in: Towfigh/

Schmolke/Petersen u. a., Recht und Markt, S. 81.

29 Lederer, Open Data, S. 95 f.
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Im Zuge der sich an rechtsstaatlichen Traditionen orientierenden Fortentwicklung der

Beziehung zwischen Bürger und Staat wurde u. a. das Prinzip der beschränkten Akten-

öffentlichkeit eingeführt. Dieses Prinzip wird zuvorderst durch § 29 VwVfG abgesi-

chert und findet seinen Niederschlag in zahlreichen weiteren Regelungen des Verwal-

tungs- und Verwaltungsverfahrensrechts.

30

Der im Rahmen der beschränkten

Aktenöffentlichkeit zu gewährende Informationszugang wird grundsätzlich nur den

Verfahrensbeteiligten oder Betroffenen gewährt

31

und ist von der Erfüllung bestimm-

ter formeller oder materieller Voraussetzungen abhängig.

32

Eine uneingeschränkte Ak-

tenöffentlichkeit bestand mithin auch unter Geltung dieser moderneren Ordnung des

Verwaltungsverfahrens nicht.

33

Die immer lauter werdende Forderung nach einem transparenten und sich gegenüber

dem Bürger öffnenden Staat findet sich in den Informationsfreiheitsgesetzen und der

Informationszugangsfreiheit wieder. Der Anspruch auf Informationszugang ist in die-

sem Zusammenhang nicht von der Erfüllung besonderer Voraussetzungen anhängig.

34

Allerdings kommt die Informationszugangsfreiheit nur dann zum Tragen, wenn sie

durch einen Antrag auf Informationszugang (vgl. § 7 Abs. 1 IFG) geltend gemacht

wird.

35

Mithin handelt es sich um ein Initiativrecht, von dem Gebrauch gemacht wer-

den muss.

36

Die Informationszugangsfreiheit entfaltet ihre Wirkung, der Informations-

gewinn, zunächst einmal auch nur für den Antragsteller.

37

Merke:

Die Begriffe Informationsfreiheit und Informationszugangsfreiheit dürfen nicht mit

dem sich aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 GG folgenden Grundrecht auf Informati-

onsfreiheit verwechselt werden. Während es sich bei dem Grundrecht auf Informa-

tionsfreiheit um das Recht handelt, sich aus allgemein zugänglichen Quellen unge-

hindert zu informieren

38

, geht es bei der Informationszugangsfreiheit um die

Verpflichtung des Staates, Zugang zu den bei ihm vorgehaltenen Informationen zu

gewähren

39

.

Abzugrenzen sind die Regelungen über die Informationszugangsfreiheit von Initiativen

auf dem Gebiet Open Government Data. Unter Open Government Data versteht man

„die Öffnung bislang verwaltungsintern verwendeter Datenbanken für eine weitere

Verwendung durch Bürger und Unternehmen.“

40

Im Gegensatz zur Informationszu-

gangsfreiheit werden Daten auf der Grundlage von Open Government Data pro aktiv

bereitgestellt. Eines Antrags auf Informationszugang bedarf es also nicht.

30 Vgl. Lederer, Open Data, S. 96; vgl. Troidl, Akteneinsicht im Verwaltungsrecht, Rn. 3 ff.; vgl. Schoch, IFG,

Einl. Rn. 21 ff.

31 Zu diesen vertiefend Schoch, IFG, Einl Rn. 23.

32 Lederer, Open Data, S. 96; Troidl, Akteneinsicht im Verwaltungsrecht, Rn. 5.

33 Troidl, Akteneinsicht im Verwaltungsrecht, Rn. 5.

34 Gusy, DVBl 2013, 941, 943.

35 Gusy, DVBl 2013, 941, 943.

36 Gusy, DVBl 2013, 941, 944.

37 Gusy, DVBl 2013, 941, 944.

38 Vertiefend hierzu Bethge, in: Sachs, GG, Art. 5 Rn. 51 ff.

39 Schoch, IFG, Einl. Rn. 19; Kloepfer/Schärdel, JZ 2009, 453, 459.

40 Lederer, Open Data, S. 39 ff.; Heckmann, in: jurisPK-Internetrecht, Kap. 5 Rn. 21; Albrecht/Schmid,

K&R 2013, 529, 532; Wiebe/Ahnefeld, CR 2015, 127 sehen in der Gewährleistung eines Informationszu-

gangs einen ersten Schritt hin zu Open Government Data.
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B. Grundlagen der Informationszugangsfreiheit

Zielsetzungen der Informationszugangsfreiheit sind die Schaffung einer Grundlage für

die Wahrnehmung von Bürgerrechten, die Förderung einer „lebendigen Demokratie“

sowie die innerstaatlichen, europäischen und internationalen Tendenzen entspre-

chende Stärkung der Beteiligungsrechte der Bürger.

41

Mittels der Informationsfrei-

heitsgesetze soll nach dem Willen des Gesetzgebers zugleich auch ein Beitrag zur euro-

päischen Integration geleistet werden, weil insoweit die nationale Rechtslage der

Gesetzgebung in den meisten EU-Mitgliedsstaaten sowie den auf EU-Ebene geltenden

Normen angepasst wird.

42

Als gegen die Informationszugangsfreiheit sprechende Gegenargumente werden regel-

mäßig angeführt, dass bereits über die Regelungen der Akteneinsicht hinreichende

Möglichkeiten zur Informationsgewinnung bestehen.

43

Zudem wird darauf hingewie-

sen, dass die Verwaltung durch Informationszugangsanfragen des Bürgers überfordert

und lahmgelegt werde.

44

Ebenfalls bestünde das Risiko, dass Bürger und Unternehmen

ausspioniert würden, was letztendlich auch deren Grundrechte tangiere.

45

Insgesamt

können solche Vorhalte in der Abwägung der Vor- und Nachteile der Informationszu-

gangsfreiheit wenig überzeugen. Insbesondere das Recht auf Akteneinsicht kann Infor-

mationszugangsansprüche nicht ersetzen, weil es nur den Beteiligten zusteht (vgl. § 28

Abs. 1 VwVfG).

I. Europarechtliche Grundlagen

Im Bereich des Eigenverwaltungsrechts der EU, dessen Adressat allein die EU als Orga-

nisationsform ist, wird der Zugang zu Informationen zuvorderst durch Art. 15 Abs. 3

UAbs. 1 AEUV abgesichert.

46

Hiernach hat jeder EU-Bürger sowie jede natürliche

oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsgemäßem Sitz in einem EU-Mit-

gliedstaat das Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe, Einrichtungen und sons-

tigen Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese Dokumente ver-

wendeten Träger unter Beachtung der durch Art. 14 Abs. 3 AEUV vorgegebenen

Rahmenbedingungen.

47

Die Vorschrift begründet einen individuellen und unmittelba-

ren Informationszugangsanspruch der EU-Bürger.

48

Diese können ihre Anträge an das

Generalsekretariat der Europäischen Kommission „oder direkt an den zuständigen

Dienst […] richten.“

49

Hierdurch sollen die zunehmend in Frage stehende demokrati-

sche Legitimation der EU erhöht und die Kontrollierbarkeit der Unionsorgane gewähr-

leistet werden.

50

Mit gleichem Wortlaut versieht zudem Art. 42 EU-GRCh die Infor-

mationszugangsfreiheit mit Grundrechtsqualität.

51

Obwohl die EU-GrCh auch für die

Mitgliedstaaten gilt, wenn sie EU-Recht ausführen (Art. 41 EU-GRCh), sind diese

nach dem eindeutigen Wortlaut des Art. 42 EU-GRCh vom Informationszugangsrecht

41 BT-Drs. 15/4493, S. 6; Schoch, IFG, Einl. 58.

42 BT-Drs. 15/4493, S. 6.

43 Vgl. Schnabel, in: Dix/Franßen/Klopefer u. a., Informationsfreiheit und Informationsrecht, S. 153, der aller-

dings ein Befürworter der Informationsfreiheit ist.

44 Vgl. Schnabel, in: Dix/Franßen/Klopefer u. a., Informationsfreiheit und Informationsrecht, S. 153.

45 Vgl. Schnabel, in: Dix/Franßen/Klopefer u. a., Informationsfreiheit und Informationsrecht, S. 153.

46 Hierzu vertiefend Bretthauer, DÖV 2013, 677.

47 Vgl. Bretthauer, DÖV 2013, 677, 678 f.; vgl. Kugelmann, IFG, 2007, S. 9.

48 Schoch, IFG, Einl. 91; a. A. Bretthauer, DÖV 2013, 677, 679; zum Diskussionsstand Wehner, Informati-

onszugangsfreiheit zu staatlichen Quellen, S. 101.

49 Bretthauer, DÖV 2013, 677, 679.

50 Vgl. Becker/Harms/Sievers, SchlHA 2015, 386, 387.

51 Schoch, IFG, Einl. 91; vgl. Becker/Harms/Sievers, SchlHA 2015, 386, 388.
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17
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ausgenommen.

52

Diesen Ansprüchen auf Informationszugang steht u. a. der in Art. 16

Abs. 1 AEUV und Art. 8 EU-GRCh geregelte Datenschutz entgegen.

53

Becker/Harms/Sievers weisen darauf hin, dass das Unionsrecht „[a]ufgrund des Prin-

zips der begrenzten Einzelermächtigung“ (Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 AEUV)

die Informationszugangsfreiheit nur für begrenzte und insbesondere bestimmte Sach-

bereiche regeln kann.

54

„Die Normierung sektorspezifischer Informationsansprüche,

wie etwa im Umweltrecht oder in dem Recht des Verbraucherschutzes, knüpft an

der jeweils übertragenen Einzelermächtigung an.“

55

Unter den bereichsspezifischen

Rechtsakten sind insbesondere die Umweltinformationsrichtlinie (RL 2003/4/EG)

56

und die Richtlinie über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen

Sektors (RL 2003/98/EG, geändert durch RL 2013/37/EU)

57

zu erwähnen.

58

Die For-

derung nach einem allgemeinen Informationsfreiheitsgesetz kann dem Unionsrecht

nicht entnommen werden.

59

Allerdings ergeben sich Beschränkungen für eine Informa-

tionszugangsfreiheit aus der Datenschutzrichtlinie (RL 95/46/EG)

60

, die allerdings

demnächst durch die Datenschutz-Grundverordnung (VO 2016/679) abgelöst wird,

welche ab dem 25.5.2018 gelten wird.

II. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Fraglich ist, ob sich Informationszugangsansprüche aus dem Grundgesetz ableiten

oder zumindest durch verfassungsrechtliche Vorgaben untermauern lassen.

61

Insoweit

sei das Ergebnis der nachfolgenden Darstellung bereits vorweggenommen: Dem ist

nicht so. Weder Staatszielbestimmungen noch Grundrechte sind in der Lage, Informa-

tionszugangsansprüche zu begründen, wie sie die Informationsfreiheitsgesetze ken-

nen.

62

Das Bundesverwaltungsgericht stellt hinsichtlich der Informationszugangsan-

sprüche fest, dass diese auf gesetzlichen Regelungen beruhen, die nicht grundrechtlich

fundiert sind.

63

Die Schaffung von Informationsfreiheitsgesetzen ist mithin in erster

Linie eine rechtspolitische Entscheidung, bei deren Ausfüllung dem Gesetzgeber ein

weitreichender Gestaltungsspielraum einzuräumen ist.

64

Dies bedeutet allerdings

nicht, dass sich die Gewährung von Informationszugangsfreiheit ganz ohne einen Blick

auf das Grundgesetz begreifen und beurteilen lässt. Schoch weist in diesem Zusam-

menhang darauf hin, dass die Informationszugangsfreiheit durchaus einer „maßgebli-

chen Vorprägung“ des Verfassungsrechts ausgesetzt ist.

65

Ausschlaggebend sind inso-

weit zuvorderst die Staatszielbestimmungen und die Grundrechte.

66

Gleiches gilt für

die weiterreichenden Forderungen nach Open Government Data und Open Govern-

ment.

67

52 Schoch, IFG, Einl. 89.

53 Hierzu vertiefend Becker/Harms/Sievers, SchlHA 2015, 386, 389 f.

54 Becker/Harms/Sievers, SchlHA 2015, 386, 388; vgl. Schoch, IFG, Einl. 90.

55 Becker/Harms/Sievers, SchlHA 2015, 386, 388.

56 Hierzu vertiefend Schoch, IFG, Einl. Rn. 157 ff.

57 Hierzu vertiefend Schoch, IFG, Einl. Rn. 169 ff.

58 Schoch, IFG, Einl. Rn. 90.

59 Schoch, IFG, Einl. Rn. 166.

60 Vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 90.

61 Zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen der Informationsfreiheit auch Mensching, VR 2006, 1, 3.

62 Vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 59 f.; Wehner, Informationszugangsfreiheit zu staatlichen Quellen, S. 71.

63 BVerwG, Urt. v. 25.3.2015 – 6 C 12/14, juris Rn. 29; vgl. BVerwG, Urt. v. 20.2.2013 – 6 A 2/12, juris

Rn. 28.

64 Vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 59 ff.

65 Schoch, IFG, Einl. Rn. 61; Hornung, in: Towfigh/Schmolke/Petersen u. a., Recht und Markt, S. 82.

66 Schoch, IFG, Einl. Rn. 61.

67 Albrecht/Schmid, K&R 2013, 529, 531 f.
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Merke:

Dem Grundgesetz lässt sich ein Anspruch des Bürgers auf Zugang zu den bei staatli-

chen Stellen vorhandenen Informationen nach ganz herrschender Auffassung nicht

entnehmen.

68

Allerdings ergibt sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ein Anspruch des

Einzelnen auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über ein begründetes Informati-

onszugangsersuchen.

69

Hierfür bedarf es nicht einmal einer gesetzlichen Regelung.

1. Informationszugangsfreiheit und Staatszielbestimmungen

Das Bundesverfassungsgericht hat darauf hingewiesen, dass sowohl dem in Art. 20

Abs. 1, Abs. 2 GG verankerten Demokratieprinzip als auch dem Rechtsstaatsprinzip

ein allgemeines Öffentlichkeitsprinzip entnommen werden kann.

70

Dieser Grundsatz

der Öffentlichkeit besagt allerdings noch nichts zu den Modalitäten, unter denen die

Öffentlichkeit zugelassen wird.

71

Insoweit ist es wiederum vor allem die Aufgabe des

Gesetzgebers, für ein verfassungsadäquates Maß an Öffentlichkeit zu sorgen.

Soweit das Demokratieprinzip im Sinne der Gewährleistung von Informationszugangs-

freiheit erschlossen wird, steht dahinter der Gedanke, dass sich nur ein informierter

Bürger aktiv und zielführend an den demokratischen Meinungs- und Willensbildungs-

prozessen beteiligen kann.

72

Das Bundesverfassungsgericht stellt in diesem Zusam-

menhang fest: „Die parlamentarische Demokratie basiert auf dem Vertrauen des Vol-

kes; Vertrauen ohne Transparenz, die erlaubt zu verfolgen, was politisch geschieht, ist

nicht möglich.“

73

Die Öffnung von staatlichen Informationsbeständen bringt demnach

immer auch Fortschritte im Bereich der Demokratisierung mit sich.

74

Ein subjektiver

Anspruch auf Informationszugang lässt sich dem Demokratieprinzip allerdings nicht

entnehmen.

75

Als Staatszielbestimmung ergibt sich aus ihm vielmehr ein an den Ge-

setzgeber gerichteter Gestaltungauftrag.

76

Auch das Rechtsstaatsprinzip lässt sich im Interesse der Informationszugangsgewäh-

rung fruchtbar machen. Rechtsstaatliches Handeln setzt nämlich voraus, dass staatli-

che Aktivitäten für den Bürger vorhersehbar und berechenbar sind.

77

Dies gilt nicht

nur im Allgemeinen, sondern gerade auch im konkreten Einzelfall.

78

Rechtsstaatliches

Handeln des Staates setzt Informationen voraus, um es für seinen Adressaten begreif-

bar zu machen. Wirtz/Brink stellen daher die Forderung auf, dass der Rechtsstaat

des Grundgesetzes transparent sein muss, aber nicht gläsern.

79

Eine Verpflichtung zur

Herstellung von vollständiger Verfahrenstransparenz lässt sich dem Rechtsstaatsprin-

zip aber ebenso wenig entnehmen, wie ein voraussetzungsloser subjektiver Anspruch

auf Informationszugang.

80

68 Vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 59 ff.; Albrecht/Schmid, K&R 2013, 529, 532; Hornung, in: Towfigh/

Schmolke/Petersen u. a., Recht und Markt, S. 82; Kugelmann, DÖV 2005, 851, 857.

69 LT-Drs. 17/7537, S. 48; vgl. Schoch, IFG, Einl. Rn. 221.

70 BVerfG, Urt. v. 24.1.2001 – 1 BvR 2623/95, juris Rn. 66; Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfas-

sungsrecht, S. 84.

71 BVerfG, Urt. v. 24.1.2001 – 1 BvR 2623/95, juris Rn. 66; Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfas-

sungsrecht, S. 84.

72 Vgl. Hong, NVwZ 2016, 953, 954; Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1166, 1167.

73 BVerfG, Urt. v. 5.11.1975 – 2 BvR 193/74, juris Rn. 61.

74 Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1166, 1167.

75 Schoch, IFG, Einl. Rn. 83; Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1166, 1167.

76 Schoch, IFG, Einl. Rn. 83; Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1166, 1167.

77 Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, S. 86.

78 Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, S. 86.

79 Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1167, 1168.

80 Schoch, IFG, Einl. Rn. 82; Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1166, 1168.
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Aus dem in Art. 20 Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG verankerten Sozialstaatsprin-

zip ergibt sich die Verpflichtung des Staates, „für einen Ausgleich der sozialen Gegen-

sätze und damit für eine gerechte Sozialordnung zu sorgen“.

81

Schoch vertritt die

Auffassung, dass der Staatszielbestimmung kaum Wertungen entnommen werden kön-

nen, die sich im Sinne einer allgemeinen Informationszugangsfreiheit erschließen las-

sen.

82

Dem hält Scherzberg entgegen, dass das Sozialstaatsprinzip immer auch im

Kontext der gesellschaftlichen Entwicklungen gesehen werden müsse.

83

In der Infor-

mationsgesellschaft wachse das Risiko einer sozialen Ungleichverteilung von „sozialen

Kommunikations- und Entfaltungschancen.“

84

Individueller Wohlstand und gesell-

schaftliche Teilhabe seien zunehmend von „einer funktionsfähigen kommunikativen

Infrastruktur abhängig“, deren Grundlage u. a. ein freier Zugang zu Informationen

sei.

85

Dem Staat sei mithin auf der Grundlage des Sozialstaatsprinzips auch eine „In-

formations- und Kommunikationsverantwortung“ zuzusprechen.

86

Hierzu gehöre

auch die Pflicht zur Öffnung staatlicher Datenbestände, mittels der ein Gegenpol zu

der zunehmenden Kommerzialisierung der in privaten Händen befindlichen Informati-

onsquellen geschaffen werden könne.

87

2. Informationszugangsfreiheit und Grundrechte

Verschiedentlich wurde der Versuch unternommen, die durch Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG

gewährleistete Informationsfreiheit im Sinne einer Informationszugangsfreiheit zu er-

schließen. Das Grundrecht aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG bezieht sich aber auf „allge-

mein zugängliche Quellen“ und soll den Bürger davor schützen, dass er durch staatli-

che Stellen bei dem Bezug von Informationen behindert wird.

88

Mithin handelt es sich

bei dem Grundrecht um ein klassisches Abwehrrecht.

89

Ein „Recht auf Eröffnung

einer Informationsquelle“ wird durch das Grundrecht nicht geschaffen.

90

Es obliegt

mithin dem Gesetzgeber, darüber zu entscheiden, welche Informationen allgemein zu-

gänglich gemacht werden.

91

Für Behördenakten ist dies regelmäßig und außerhalb des

Anwendungsbereichs der Informationsfreiheitsgesetze nicht angeordnet.

92

Die allge-

meine Zugänglichkeit einer Information ist demnach die Voraussetzung der Schutzge-

währung nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG.

93

Scherzberg geht allerdings unter Bezug-

nahme auf die aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Forderung

nach grundsätzlicher Transparenz des staatlichen Handelns soweit, dass er die „von

Regierung und Verwaltung vorgehaltenen Datensammlungen“ als „von Verfassungs

wegen allgemein zugängliche Quellen“ bezeichnet.

94

Kugelmann weist in diesem Zu-

sammenhang darauf hin, dass dem Grundrecht als „objektivrechtliche Komponente“

allerdings auch ein Handlungsauftrag zu entnehmen sei.

95

Hiernach sei die Gestal-

81 BVerfG, Urt. v. 18.7.1967 – 2 BvF 3/62, juris Rn. 74.

82 Schoch, IFG, Einl. Rn. 84.

83 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 28.

84 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 28.

85 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 28.

86 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 29.

87 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 29.

88 Wirtz/Brink, NVwZ 2015, 1167, 1168.

89 Schoch, IFG, Einl. Rn. 68.

90 Schoch, IFG, Einl. Rn. 68; Wehner, Informationszugangsfreiheit zu staatlichen Quellen, S. 35 und 43; Ku-

gelmann, DÖV 2005, 851, 856.

91 Schoch, IFG, 2. Auflage 2016, Einl. 69.

92 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 91.

93 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 92.

94 Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, A I Rn. 94 f.

95 Kugelmann, DÖV 2005, 851, 856; vertiefend hierzu Scherzberg, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfrei-

heitsrecht, A I Rn. 96 ff.
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